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Norm

StVO 1960 §5 Abs2;

StVO 1960 §5 Abs4a;

StVO 1960 §5 Abs5 Z2;

VwGG §42 Abs2 Z1;

VwRallg;

Rechtssatz

Es kommt bei der Bestimmung des § 5 Abs. 4a StVO 1960 als Voraussetzung für die Vorführung zur Blutabnahme nicht

darauf an, dass bei einem Alkotest das Ergebnis verfälscht sein könnte, sondern allein darauf, dass der Proband in der

Lage ist, den Alkomaten ordnungsgemäß zu beblasen, dass somit die Durchführung des Alkotests "aus

gesundheitlichen Gründen" möglich war. Für dieses Verständnis spricht auch die in den Erläuterungen (RV 1580 BlgNR

28. GP) wegen des notwendigen EingriAes in die körperliche Integrität des Probanden zum Ausdruck kommende

Subsidiarität der Blutuntersuchung. Die Blutuntersuchung soll nur dort zum Zug kommen, wo die Durchführung eines

Alkotests faktisch nicht möglich ist. Allein die Vermutung, das Ergebnis des Alkotests könnte durch vor der Betretung

vom Probanden verwendete Substanzen verfälscht werden, reicht für die Anordnung der Blutuntersuchung nicht aus.
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